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Stellungnahme Vernehmlassungsverfahren zur Teilrevision des Polizeigesetzes 

 
Sehr geehrte Frau Regierungsrätin Kathrin Schweizer 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Die EVP Baselland bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme und nimmt gerne daran teil. 

Die Vorlage möchte dem zunehmenden Problem der Polizei Basel-Landschaft, genügend geeignete Bewerbe-

rinnen und Bewerber zu finden, entgegenwirken. Dafür gäbe es verschiedene Massnahmen. Der Weg der Vor-

lage ist die Ausweitung des Pools durch Einbezug von Personen mit Niederlassungsbewilligung (Ausweis C) 

betreffend Polizeiausbildung (§10 Absatz 1 a) sowie Polizeidienst (§12 Absatz 1). Wir waren überrascht, dass in 

der vorgeschlagenen Gesetzesänderung in §10 Absatz 2 und §12 Absatz 1 auch die Ausnahmefälle erweitert 

wurden, so dass auf eine Niederlassungsbewilligung verzichtet werden kann. 

Es geht in dieser Gesetzesvorlage um die Frage, welche Personen das staatliche Gewaltmonopol ausüben dür-

fen; ob nur Schweizer Bürgerinnen und Bürger oder auch ausländische Personen mit einer Niederlassungs-

bewilligung. Im Rahmen von erweiterten Diskussionen kamen wir zum Schluss, dass es einen deutlichen Un-

terschied macht, ob man eingebürgert ist oder einfach nur lange in der Schweiz lebt und gut integriert ist. Bei-

spielsweise sind für den Militärdienst auch nur Schweizerinnen und Schweizer zugelassen. Personen aus ver-

schiedenen Kulturen können bereits jetzt im Korps sein, eben dann, wenn sie eingebürgert sind. 

Die Problematik, genügend Personen für das Polizeikorps zu finden, sollte nicht mit einer Reduktion der Be-

dingungen für die Zulassung gelöst werden. Stattdessen sollte der Beruf an sich attraktiver gemacht werden, 

damit nicht mehr so viele Polizistinnen und Polizisten ihren Job nach einigen Jahren wieder verlassen. 

Aus diesem Grund lehnen wir die vorgeschlagene Gesetzesrevision ab. 

 Freundliche Grüsse 

 

 

 Martin Geiser 

 Präsident EVP Baselland 


